
Grundeinkommen und Demokratie – Die Euro-
päische BürgerInnen-Initiative 

Moderation: Ronald Blaschke

Vorgeschichte: Sepp Kusstatscher 

In den Konferenzen zum Thema Grundeinkommen 2005 in Wien, 2007 in Basel 
und 2008 in Berlin, die von Grundeinkommensbewegungen organisiert worden 
waren, wurden unterschiedlichste Aspekte des Grundeinkommens behandelt, 
u. a. auch die Europäische Dimension.

In einem Workshop wurden unter dem Titel "Bedingungsloses 
Grundeinkommen als Projekt der europäischen Union?" von Sepp Kusstatscher 
(damals MdEP), gemeinsam mit Klaus Sambor, Änderungen des EU-Vertrages 
vorgeschlagen, die den sozialen Bereich betreffen. Anhang A  zeigt dies im 
Detail.

Der Inhalt dieses Workshops war u. a. auch Input für das Symposium zum 
bedingungslosen Grundeinkommen (BGE) in Herzogenrath (Mai 2009), um zu 
überlegen, inwieweit man mit einem solchen Vorschlag an die EU Kommission 
herantreten könnte.

In diesem Symposium versuchten Vertreter aus Grundeinkommens-
Netzwerken von 7 EU-Ländern und der Schweiz, aus den Erfahrungen der oben 
genannten drei Grundeinkommenskongresse, zu einer "politisch wirksamen 
Aktion" zu kommen.
Der Vorschlag einer Textänderung im Vertrag der Europäischen Union, wie in 
Anhang A vorgeschlagen, wurde nach Diskussion nicht als aussichtsreich 
erachtet. Statt dessen einigte man sich auf die Verabschiedung einer 
Resolution an die Adresse der EU-Kommission, in der u. a. verlangt wurde, 
dass man das Bedingungslose Grundeinkommen für alle als mögliche Lösung 
für viele Probleme prüfen möge.

Die Europäische Bürgerinitiative (EBI): Gerald Häfner

Die EU hat am 1. April 2011 eine Richtlinie zur Einführung einer EBI 
beschlossen, die spätestens am 1. April 2012 in die jeweiligen nationalen 
Gesetze der Mitgliedstaaten übernommen werden muss. Die wesentlichen 
Eckpunkte dabei sind: Die EBI muss von mindestens 7 Mitgliedstaaten 
unterstützt werden. Weiters ist wichtig, dass bestimmte Kriterien erfüllt sein 
müssen, damit eine beantragte EBI registriert werden kann. Ein wesentliches 
Kriterium dafür ist, z.B. dass die Initiatoren nachweisen müssen, dass ihre 
vorgeschlagene EBI im derzeitig vorliegenden Rahmen des EU-Vertrages bleibt. 

Nach erfolgter Registrierung müssen innerhalb von 12 Monaten mindestens 1 
Million UnterstützerInnen die EBI unterzeichnet haben. Wenn dies gelingt, lädt 
die EU-Kommission die Initiatoren der EBI zu einem „Hearing“ ins EU-



Parlament ein, wo die EBI des bestimmten Themas vorgestellt und diskutiert 
wird. Die weitere Behandlung der Initiative aber bleibt der EU-Kommission 
überlassen, auch ob und wieweit sie auf Grund der EBI zu einem bestimmten 
Thema aktiv wird. 

Die Kritik an der derzeitigen EBI liegt im wesentlichen in der sehr 
eingeschränkten Möglichkeit Vorschläge einzubringen, die zu einer 
Verbesserung des EU-Vertrages führen und natürlich auch darin, dass die EU-
Kommission nicht zu irgendwelchen Rechtsakten (Richtlinien  oder nicht einmal 
Empfehlungen) genötigt werden kann. Es ist also noch ein weiter Weg bis hin 
zu einem EU-Referendum, bei dem tatsächlich die Bürger Entscheidungen 
herbeiführen können werden.  

Die Europäische Bürgerinitiative zur Einführung des Bedingungslosen 
Grundeinkommens in Europa: Klaus Sambor

Trotz all dieser Unzulänglichkeiten hat man sich entschlossen, mit diesem 
neuen Instrument zu versuchen, Ergänzungen im Vertrag über die Europäische 
Union im sozialen Bereich zu erreichen.

Dazu wurde ein BGE-Symposium in Wien (14. - 15. Okt. 2011) organisiert. In 
dem Symposium wurde beschlossen, eine EBI mit dem Titel „Bedingungsloses 
Grundeinkommen“ zu initiieren. Dafür wurde ein erster Entwurf  erarbeitet.
                         
Dieser Entwurf wurde anschließend mehrfach überarbeitet und in einem 
Meeting am 26. - 27.April 2012 in Brüssel wurde Einvernehmen über den 
Einreichungstext für die Registrierung unserer Bürgerinitiative erreicht, wobei 
möglichst nur noch redaktionelle Änderungen vor der tatsächlichen Einreichung 
durchgeführt werden sollten.

Es wurde ein BürgerInnenkommittee konstituiert. Es besteht aus 
VertreterInnen aus 14 Mitgliedstaaten. 

Dieses BürgerInnenkommittee traf sich am 7. - 8. Juli 2012 in Paris, um 
folgende Aufgaben zu erfüllen:

1. Den Antrag auf Registrierung bei der EU-Kommission nach einer 
Endredaktion des Einreichungstextes durchzuführen. 
2. Die technische Situation für die geplante Website für diese Europäische 
Bürgerinitiative zu prüfen.
3. Nach Diskussion der bisherigen Anstrengungen in den einzelnen Ländern soll 
die notwendige länderübergreifende BGE-Kampagne behandelt werden.

Der Antrag auf Registrierung erfolgte am 8. Juli 2012. Noch ist nicht klar, ob 
die EU-Kommission diese Europäische Bürgerinitiative registriert oder die Re-
gistrierung ablehnt. Das Ergebnis der Prüfung wurde für spätestens 5. Septem-
ber 2012 in Aussicht gestellt.  



Wir meinen, dass durch die Registrierung die Diskussion über das Bedingungs-
lose Grundeinkommen in den Mitgliedstaaten sehr von Vorteil sein würde, um 
die Idee voranzubringen. Wir sind vor allem überzeugt, dass das 
Bedingungslose Grundeinkommen ein Beitrag wäre, die EU zu einer "Sozial 
Union" weiterzuentwickeln und dass dies notwendig ist, um sozialen Unruhen 
vorzubeugen, die auf Grund der derzeitigen unfairen sozialen Situation in den 
Mitgliedstaaten ausbrechen könnten.

Der Bürgerausschuss plant nun die jeweils nationalen bzw. länderübergreifen-
den Vorbereitungen für eine BGE-Kampagne, um nach der Registrierung durch 
die EU sofort mit der offiziellen Unterschriftensammlung beginnen zu können. 

Anhang A    

Bedingungsloses Grundeinkommen als Projekt der europäischen Union?

a)  Regelungen / Kompetenzverteilung

Es wird die bisherige nationalstaatliche Zuständigkeit nach Artikel I- 5  des Europäischen 

Vertrags für den Bereich "Soziales" in eine geteilte Zuständigkeit nach Artikel I-5 (2) 

übergeführt.

        Dabei gibt es den im Folgenden beschriebenen Bereich unter der Bezeichnung 

"Gemeinsame soziale Regelungen  für die Union"  (neue Artikel S-5, S-6 und S-7) und 

einen in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten verbleibenden Bereich unter der 

Bezeichnung "Soziale Regelungen der Mitgliedsstaaten" (neuer Artikel S-8).

b)  Ziele

Artikel S-1:

Der Sozialstaat (basierend auf den Menschenrechten, der Charta der Grundrechte der 

Union bezüglich der sozialen Rechte und der European Social Charta) ist neben 

Demokratie und Rechtsstaat ein Grundwert  der Union. Dem Sozialstaat muss Vorrang 

gegenüber rein wirtschaftlichen Überlegungen eingeräumt werden. (Zur Verwirklichung 

des Sozialstaates bleibt den Mitgliedstaaten u. a. ein öffentlicher Sektor als eigenständige 

Organisationsform der Wirtschaft unter politischer Kontrolle, der von den 

Wettbewerbsregeln ausgenommen ist.)

Artikel S-2



        Erwerbsarbeit bei guten Arbeitsbedingungen, Löhnen und Gehältern, die ein 

selbstbestimmtes Leben ermöglichen. Demokratische Mitbestimmung und Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf muss für Frauen und Männer gegeben sein.

Artikel S-3

        Soziale Wohlfahrt als Garantie dafür, dass niemand der Armut und Hilflosigkeit ausgesetzt 

ist. Soziale Sicherheit bedeutet, dass alle Einwohnerinnen und Einwohner einen 

bedingungslosen Anspruch auf ein Niveau materieller Ressourcen haben, der es ihnen 

ermöglicht, ein Leben in Würde zu führen und ihnen den Zugang zu allen wichtigen 

gesellschaftlichen und kulturellen Institutionen und zu einer breiten Palette von öffentlichen 

Gütern gewährt.

        Alle Menschen müssen gegen finanzielle Risiken von Krankheit, Unfall, Alter und 

Arbeitslosigkeit abgesichert sein.

Artikel S-4

        Soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit als Zustand ohne Diskriminierung und ohne 

übermäßige Ungleichheit bei Einkommen, Vermögen oder beim öffentlichen Zugang zu 

Gütern und Diensten

c)  Instrumente

Gemeinsame soziale Regelungen für die Union

Artikel S-5

Vollbeschäftigung ist möglich, wenn man den Arbeitsbegriff differenzierter sieht, d. h.

neben Erwerbsarbeit auch alle gesellschaftlichen Tätigkeiten, wie

• Versorgungsarbeit

• Erziehungsarbeit

• Gemeinschaftsarbeit

• Eigenarbeit

• künstlerisches Schaffen

als Arbeit versteht.

Artikel S-6

        Die Steuern sind radikal zu reformieren. Die Steuern müssen diesen Prozess steuern. 

Nicht die Arbeit ist zu besteuern, sondern der Konsum, vor allem der Verbrauch von nicht 

erneuerbaren Gütern. Steuern vor allem auf Spekulationsgeschäfte, Besitz, Maschinen, 



auf alles, was das Vermögen von Einzelnen und Gesellschaften vermehrt und wo der 

Wertzuwachs nicht automatisch dem Gemeinwesen zufließt. Soziale Fürsorge und 

Vorsorge sind aus dem Steuertopf zu finanzieren, nicht nur durch Steuern/Abgaben auf 

Erwerbsarbeit.

Artikel S-7

Bedingungsloses Grundeinkommen (BGE)

        Freiheit und Würde sind dem Menschen voraussetzungslos zuerkannt. Daher ist deren 

materielle Absicherung ebenfalls an keine Voraussetzung gebunden. Diese Absicherung 

ist als ein Existenz sicherndes und Teilhabe ermöglichendes bedingungsloses 

Grundeinkommen und als voraussetzungsfreier Zugang zu öffentlichen Gütern und zur 

Daseinsvorsorge gegeben. Die Finanzierung einer öffentlichen Infrastruktur – in den 

Bereichen Bildung, Medien, Gesundheit, Pflege, Kinderbetreuung, Verkehr, Energie, 

Wohnen, Kulturförderung, freier Zugang zu Kulturgütern – muss weiter eine wichtige 

Staatsaufgabe sein.

Soziale Regelungen der Mitgliedstaaten

Artikel S-8

Schrittweise Angleichung der Sozialsysteme
        Da die Sozialsysteme in den Mitgliedstaaten historisch gewachsen sehr unterschiedlich 

sind, sollen diese unter Einbeziehung der "gemeinsamen sozialen Regelungen für die 

Union" entsprechend angepasst werden. Eine schrittweise generelle Vereinheitlichung soll 

zumindest als Fernziel angedacht werden.

        Anmerkung 1: Berücksichtigung des unterschiedlichen ökonomischen 

Entwicklungsstandes (z.B. in Form von "Korridoren", die höhere Standards für reichere 

Mitgliedstaaten vorsehen, und niedrigere Standards für ärmere).

Anmerkung 2: Schaffung einer Solidaritätssteuer für den "Sozialen Bereich der EU", die in 

reicheren Mitgliedstaaten eingeführt werden soll, um mit diesen Mitteln den ökonomisch 

schlechter gestellten Mitgliedstaaten das Aufholen zu erleichtern.

 
Anhang B

Europäische Bürgerinitiative 
(EUV: Artikel 11, Abs. 4; AEUV: 24, Abs. 1)

Bezeichnung der EBI



Bedingungsloses Grundeinkommen

Gegenstand

Unterstützung für die Einführung eines allgemeinen, personenbezogenen, 
Bedingungslosen Grundeinkommens in existenz- und teilhabesichernder Höhe 
in allen Mitgliedstaaten der EU.
                 
Ziele

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner fordern die EU-Kommission auf, alle 
ihr zur Verfügung stehenden Mittel und Möglichkeiten auszuschöpfen, um die 
Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens aktiv voranzutreiben. 
Gemäß den EU-Zielen, soziale Diskriminierung zu bekämpfen sowie soziale 
Gerechtigkeit und sozialen Schutz zu fördern, und allen Menschen 
bedingungslos die materielle Existenz mit voller gesellschaftlicher Teilhabe zu 
bieten, bedarf es eines Rechtsakts der EU. 

Relevante Vertragsvorschriften

Vertrag über die EU (EUV): Artikel 2, Artikel 3 (3) 
Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV): Artikel 5 (3), Artikel 151, Artikel 
153 (1), Artikel 156
Charta der Grundrechte der EU: Artikel 1, Artikel 2 (1), Artikel 5 (2), Artikel 6, 
Artikel 8 (1), Artikel 15 (1), Artikel 34 (1), (2) und (3)
            
Kontaktangaben der Mitglieder des Bürgerausschusses

Vertreter: Anschrift: 
Klaus SAMBOR, Alfons Petzoldgasse 17/1/7, A-2345 Brunn, Österreich 
E-Mail: klaus.sambor@aon.at 
Geburtsdatum: 30/03/1937 
Staatsangehörigkeit: Österreichisch 
Stellvertreter: 
Anschrift: Ronald BLASCHKE, Wittenberger Str. 110c, 01277 Dresden, Deutschland 
E-Mail: Rblaschke@aol.com 
Geburtsdatum: 19/03/1959 
Staatsangehörigkeit: Deutsch 
Mitglied: Anschrift: 
Sepp KUSSTATSCHER, St. Stefan 58, I-39040 Villanders, Italien 
Geburtsdatum: 17/03/1947 
Staatsangehörigkeit: Italienisch 
Mitglied: Anschrift: 
Anne MILLER, 15 Morningside Park, EH10 5HD Edinburgh, Vereinigtes Königreich 
Geburtsdatum: 11/01/1941 
Staatsangehörigkeit: Britisch 
Mitglied: Anschrift: 
Branko GERLIC, Koroška 18, 2000 Maribor, Slowenien 
Geburtsdatum: 27/02/1949 
Staatsangehörigkeit: Slowenisch 
Mitglied: Anschrift: 
Stanislas JOURDAN, 266 rue de charenton, 75012 Paris, Frankreich 
Geburtsdatum: 30/09/1988 
Staatsangehörigkeit: Französisch 

mailto:klaus.sambor@aon.at
mailto:Rblaschke@aol.com


Mitglied: Anschrift: 
Borja BARRAGUE CALVO, Ciudad Universitaria de Cantoblanco, c/ Hans Kelsen, 28049 Madrid, Spanien 
Geburtsdatum: 19/06/1981 
Staatsangehörigkeit: Spanisch 

Quellen zur Unterstützung und Finanzierung

Ein Online-Sammelsystem wird kostenfrei von der EU-Kommission zur 
Verfügung gestellt. Ehrenamtliche Mitarbeit ist für alle Belange vorgesehen.

ANHANG

Die Personen, die den Vorschlag für unsere Europäische Bürgerinitiative 
eingebracht haben, sind Bürgerinnen und Bürger aus 14 Mitgliedstaaten 
(Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Irland, 
Luxemburg, Niederlande, Österreich, Polen, Slowenien, Slowakei, Spanien) 
unterschiedlich in ihrer Kultur, Sprache, sozialem Interesse und politischen und 
religiösen/philosophischen Hintergrund, aber teilen gemeinsam die Ansicht, die 
hier präsentiert wird.

Das Bedingungslose Grundeinkommen ersetzt nicht den Sozialstaat, 
sondern ergänzt und verändert ihn von einem kompensatorischen in einen 
emanzipatorischen Sozialstaat.

Ein emanzipatorisches "Bedingungsloses Grundeinkommen" ist durch die 
folgenden vier Kriterien beschrieben: allgemein, personenbezogen, 
bedingungslos, hoch genug, um ein Dasein in Würde und die Teilhabe 
an der Gesellschaft zu gewährleisten.

Allgemein: Grundsätzlich sollte jeder Mensch unabhängig von Alter, 
Abstammung, Wohnort, Beruf etc. in den Genuss dieser Leistung kommen. 
Hier wird ein europaweit garantiertes Bedingungsloses Grundeinkommen 
gefordert.

Personenbezogen: Jede Frau, jeder Mann, jedes Kind hat individuell ein 
Recht auf Grundeinkommen und jedenfalls nicht auf Haushaltsbasis. Es darf 
nicht abhängig gemacht werden von der eigenen Einkommens- und 
Vermögenssituation oder der eines Familienmitgliedes bzw. einer 
Mitbewohnerin oder eines Mitbewohners im Haushalt. Nur so können Kontrollen 
im persönlichen Bereich vermieden werden und die Freiheit persönlicher 
Entscheidungen gewahrt bleiben.

Bedingungslos: Wir sehen das Grundeinkommen als Menschenrecht, das 
nicht von Bedingungen (z. B. Arbeitszwang, Verpflichtung zu gemeinnütziger 
Tätigkeit, geschlechterrollenkonformes Verhalten, Einkommens- und 
Vermögenssituation) abhängig gemacht werden kann.

Existenz- und teilhabesichernd: Die zur Verfügung gestellte Summe soll ein 



bescheidenes, aber dem sozialen und kulturellen Standard der Gesellschaft 
entsprechendes Leben im jeweiligen Land ermöglichen, materielle Armut 
vermeiden und die gesellschaftliche Teilhabe sichern. Das bedeutet, dass der 
Nettobetrag mindestens die Armutsrisikogrenze gemäß EU-Standard erreichen 
müsste (60% des nationalen mediangemittelten Nettoäquivalenzeinkommens). 
Eine gleichwertige Referenzgröße (z. B. Warenkorb) sollte (insbesondere in 
Ländern mit massenhaft niedrigen Einkommen und deshalb niedrigem 
Medianwert) zur Ermittlung der Höhe des Bedingungslosen Grundeinkommens 
verwendet werden, damit mit diesem ein Leben in Würde mit gesicherter 
Existenz und der Möglichkeit der gesellschaftlichen Teilhabe gewährleistet wird.

Aufgrund derzeitiger Erwerbsbiographien und mangelhafter 
Mindesteinkommenssysteme (bedingt, bedürftigkeitsgeprüft, zu niedrig) 
betrachten wir, gestützt auf die EUV,  AEUV und Europäische 
Grundrechtecharta, die Einführung des Bedingungslosen Grundeinkommens als 
unverzichtbar, wenn die Grundrechte, insbesondere die Achtung der 
Menschenwürde, Relevanz haben sollen.

Das Bedingungslose Grundeinkommen für alle schafft Einkommensarmut 
restlos ab, ermöglicht größere Freiheit der Einzelnen, die eigenen 
Lebensumstände zu bestimmen, und stärkt die gesellschaftliche Teilhabe aller.

Es vermeidet soziale Spaltung, Neid- und Missbrauchsdebatten und deren 
Folgen, erübrigt aufwendige, repressive und ausgrenzende Festsetzungs-, 
Kontroll- und Überprüfungsbürokratien. Als diskriminierungs- und 
stigmatisierungsfreier Transfer beseitigt das Bedingungslose Grundeinkommen 
verdeckte Armut.

Das Bedingungslose Grundeinkommen stiftet sozialen Frieden, stärkt die 
Identifizierung der Bürgerinnen und Bürger mit der Europäischen Union und 
sichert ihre politischen Teilhaberechte ab. Es fördert die Durchsetzung der 
Grundrechte. "Die Würde des Menschen ist nicht nur ein fundamentales Recht 
in sich selbst, sondern konstituiert die reale Basis der fundamentalen Rechte" 
(offizielle Erklärung zum Artikel 1 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union).

Die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens und mögliche 
Einführungsschritte liegen in der Kompetenz der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union.

Da es unterschiedliche Wege für die Finanzierung des Bedingungslosen 
Grundeinkommens gibt, wird keine bestimmte Möglichkeit in dieser 
Europäischen Bürgerinitiative vorgeschlagen, außer dass die Koordination dafür 
zwischen EU und Mitgliedstaaten geteilt werden könnte.



Beilage

Vertrag über die EU (EUV)
"Konsolidierte Fassung des Vertrages über die Europäische Union und des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union" 2010/C83/01 (30. 
März 2010)

Artikel 2

Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der  
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die  
Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die  
Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer  
Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung,  
Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern  
auszeichnet.

Begründung für das Bedingungslose Grundeinkommen:
Das Bedingungslose Grundeinkommen verwirklicht durch seine Kriterien alle 
hier genannten Werte. Es bedeutet finanzielle Existenzsicherung und 
Ermöglichung, an der Gesellschaft mitzuwirken ohne Bedingungen – verbunden 
mit Gleichwertigkeit aller Menschen.

Artikel 3

(3) Die Union errichtet einen Binnenmarkt. Sie wirkt auf die 
nachhaltige Entwicklung Europas auf der Grundlage eines 
ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, eine in  
hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf  
Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes 
Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität hin. Sie  
fördert den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt.
 
Sie bekämpft soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen und fördert  
soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz, die Gleichstellung von 
Frauen und Männern, die Solidarität zwischen den Generationen und 
den Schutz der Rechte des Kindes.

Sie fördert den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt und  
die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten. Sie wahrt den Reichtum ihrer  
kulturellen und sprachlichen Vielfalt und sorgt für den Schutz und die  
Entwicklung des kulturellen Erbes Europas.

Begründung für das Bedingungslose Grundeinkommen:
Eine neue Form der Vollbeschäftigung ist mit dem Bedingungslosen 
Grundeinkommen, welches Arbeitszeitverkürzungen und -umverteilungen 
befördert, möglich. Das Bedingungslose Grundeinkommen bekämpft 
Ausgrenzungen und Diskriminierungen, auch die, die mit den bestehenden 



Mindesteinkommenssystemen gegeben sind. Wir sind der Ansicht, dass es zur 
Umsetzung der Ziele der EU wie Vollbeschäftigung, soziale Ausgrenzung und 
Diskriminierungen zu bekämpfen und soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz 
zu fördern (Art. 3 Abs. 3 EUV), eines Rechtsakts der EU für ein 
Bedingungsloses Grundeinkommen bedarf.

Auch um den Schutz der Rechte des Kindes, der Solidarität zwischen den 
Generationen und zwischen den Mitgliedsstaaten zu fördern, ergreifen wir die 
Initiative und fordern die EU-Kommission auf, im Rahmen ihrer Befugnisse im 
Bereich der Sozialpolitik (Art. 151 ff. AEUV) unter Wahrung der Rechte der 
Mitgliedstaaten einen Rechtsakt für ein Bedingungsloses Grundeinkommen 
vorzulegen.

Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV)
"Konsolidierte Fassung des Vertrages über die Europäische Union und des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union" 2010/C83/01 (30. 
März 2010)

Artikel 5

(3) Die Union kann Initiativen zur Koordinierung der Sozialpolitik der  
Mitgliedstaaten ergreifen.

Begründung   für das Bedingungslose Grundeinkommen  :  
Die Sozialpolitik der Mitgliedstaaten kann durch die EU koordiniert werden, um 
einem Sozialdumping entgegenzuwirken. Die gemeinsame Maßnahme für alle 
wäre die Einführung des Bedingungslosen Grundeinkommens mit den 
definierten vier Kriterien. Die Zuständigkeit zur Anpassung des jeweils 
bestehenden nationalen Sozialsystems an das Bedingungslose 
Grundeinkommen verbleibt bei den Mitgliedstaaten.

Artikel 151

Die Union und die Mitgliedstaaten verfolgen eingedenk der sozialen 
Grundrechte, wie sie in der am 18. Oktober 1961 in Turin unterzeichneten 
Europäischen Sozialcharta und in der Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer von 1989 festgelegt sind, folgende Ziele: 
die Förderung der Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens- und  
Arbeitsbedingungen, um dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre  
Angleichung zu ermöglichen, einen angemessenen sozialen Schutz, den 
sozialen Dialog, die Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick auf ein  
dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau und die Bekämpfung von 
Ausgrenzungen.
Zu diesem Zweck führen die Union und die Mitgliedstaaten Maßnahmen durch,
die der Vielfalt der einzelstaatlichen Gepflogenheiten, insbesondere in den
vertraglichen Beziehungen, sowie der Notwendigkeit, die Wettbewerbsfähigkeit
der Wirtschaft der Union zu erhalten, Rechnung tragen.



Sie sind der Auffassung, dass sich eine solche Entwicklung sowohl aus dem
eine Abstimmung der Sozialordnungen begünstigenden Wirken des
Binnenmarkts als auch aus den in den Verträgen vorgesehenen Verfahren
sowie aus der Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergeben
wird.

Begründung für das Bedingungslose Grundeinkommen:
Eine neue Form der Vollbeschäftigung ist mit dem Bedingungslosen 
Grundeinkommen, welches Arbeitszeitverkürzung und -umverteilungen 
befördert, möglich. Außerdem stärkt es die Verhandlungsmacht der 
Arbeitnehmer hinsichtlich der Verbesserungen der Arbeits- und 
Lebensbedingungen. Das Arbeitskräftepotential kann durch die mit dem 
Bedingungslosen Grundeinkommen ermöglichte freiere Wahl des Arbeitsplatzes 
entwickelt werden. Das Bedingungslose Grundeinkommen bietet einen 
diskriminierungs- und stigmatisierungsfreien sozialen Schutz. Die konkrete 
Ausgestaltung des Bedingungslosen Grundeinkommens obliegt den 
Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung ihrer einzelstaatlichen Gepflogenheiten.

Die erwähnte "Europäische Sozialcharta" von 1961 wurden 1999 revidiert.
Im Artikel 30 heißt es dort:

Das Recht auf Schutz gegen Armut und soziale Ausgrenzung / Um die 
wirksame Ausübung des Rechts auf Schutz gegen Armut und soziale  
Ausgrenzung zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien:
a. im Rahmen eines umfassenden und koordinierten Ansatzes Maßnahmen zu  
ergreifen, um für Personen, die in sozialer Ausgrenzung oder Armut leben oder  
Gefahr laufen, in eine solche Lage zu geraten, sowie für deren Familien den 
tatsächlichen Zugang insbesondere zur Beschäftigung, zu Wohnraum, zur  
Ausbildung, zum Unterricht, zur Kultur und zur Fürsorge zu fördern;
b. diese Maßnahmen, falls erforderlich, im Hinblick auf ihre Anpassung zu  
überprüfen.

Artikel 153

(1) Zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 151 unterstützt und ergänzt 
die Union die Tätigkeit der Mitgliedstaaten auf folgenden Gebieten: 
…....
    c) soziale Sicherheit und sozialer Schutz der Arbeitnehmer,
…....
    j)  Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung, 
    k) Modernisierung der Systeme des sozialen Schutzes, unbeschadet des
        Buchstabens c).
 …...

Begründung für das Bedingungslose Grundeinkommen:
Das Bedingungslose Grundeinkommen wäre eine wesentliche Maßnahme zur 
Erreichung der Ziele der Sozialcharta,  Artikel 30 a, d. h. - über bloße 
kompensatorische Überlebenssicherung aktueller Mindesteinkommenssysteme 
hinaus – des tatsächlichen Zugangs zu sozialkultureller Teilhabe. Der EU-



Vertrag, Artikel 3 (3) bestätigt nochmals diese Ziele.
In Bezug auf "Anpassung der Maßnahmen" laut Artikel 151 (AEUV) / 
Europäische Sozialcharta, Artikel 30 b, geht das Bedingungslose 
Grundeinkommen über bloßen "Schutz gegen Armut und soziale Ausgrenzung" 
eines bedürftigen Teils der Gesellschaft hinaus. Statt, wie bisher, die ständig 
wachsende Kluft zwischen Arm und Reich zu zementieren bzw. noch weiter zu 
vertiefen sowie die Gesellschaft durch einseitige Zuwendungen zu spalten, 
stellt es vielmehr sozialen Zusammenhalt zwischen allen Bürgerinnen und 
Bürgern her.
Insofern ist das Bedingungslose Grundeinkommen die weitaus bessere 
Alternative zu angedachten bzw. bestehenden Mindesteinkommenssystemen 
und wäre ein notwendiger Bestandteil der Modernisierung (Artikel 153 AEUV) 
der Systeme der sozialen Sicherung. 
Mit einem Vorschlag für einen Rechtsakt würde die Kommission die 
unterstützende und ergänzende Funktion der Union hinsichtlich der Tätigkeit 
der Mitgliedstaaten in oben genannten Gebieten befördern.

Artikel 156

Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der Verträge fördert die  
Kommission im Hinblick auf die Erreichung der Ziele des Artikels 151 AEUV die  
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und erleichtert die Abstimmung 
ihres Vorgehens in allen unter dieses Kapitel fallenden Bereichen der  
Sozialpolitik, insbesondere auf dem Gebiet
- der Beschäftigung,
- des Arbeitsrechts und der Arbeitsbedingungen,
- der beruflichen Ausbildung und Fortbildung,
- der sozialen Sicherheit,
- ….

Charta der Grundrechte der EU
"Konsolidierte Fassung des Vertrages über die Europäische Union und des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union" 2010/C83/01 (30. 
März 2010)

Artikel 1

Würde des Menschen
Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen.

Begründung für das Bedingungslose Grundeinkommen:
Die Würde des Menschen schließt die Möglichkeit, in Freiheit und 
Verantwortung in der Gesellschaft zu leben, ein. Das Bedingungslose 
Grundeinkommen ermöglicht allen Menschen Freiheit und ein Leben in 
Verantwortung, weil es existenzielle und administrative Zwänge sowie die 
Ausgrenzung aus dem gesellschaftlichen Leben beseitigt.



Artikel 2

Recht auf Leben
(1) Jede Person hat das Recht auf Leben.

Begründung für das Bedingungslose Grundeinkommen:
Dieses Menschenrecht ist unbestritten. In unserem derzeitigen 
Wirtschaftssystem hängt das Leben davon ab, die Existenz durch Geldmittel zu 
sichern. Natürlich könnte man auch mit Gutscheinen die Existenz sichern. 
Bezieherinnen und Bezieher solcher Gutscheine würden dadurch jedoch 
gegenüber jenen Menschen diskriminiert, die aufgrund verschiedener 
Einkommensquellen finanzielle Mittel erhalten und frei über die Verwendung 
dieser finanziellen Mittel entscheiden können. Das Bedingungslose 
Grundeinkommen (Rechtsanspruch) als finanzielle Zuwendung (existenz- und 
teilhabesichernd) sorgt in der Verwirklichung des Rechtes auf Leben für 
Gerechtigkeit und Diskriminierungsfreiheit.

Artikel 5

Verbot der Sklaverei und Zwangsarbeit
(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu  
verrichten.

Begründung   für das Bedingungslose Grundeinkommen  :  
Zwangs- oder Pflichtarbeit ist laut Internationaler Arbeitsorganisation jede Art 
von Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person unter Androhung irgendei-
ner Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung ge-
stellt hat (IAO, Übereinkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit, 1930, Nr. 29). 
Das Bedingungslose Grundeinkommen schafft sowohl die Androhung als auch 
die Realisierung von Strafen im Sinne von Leistungskürzungen bzw. Leistungs-
entzug, die bei vielen Mindesteinkommenssystemen gegeben sind, ab.

Artikel 6

Recht auf Freiheit und Sicherheit
Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit.

Begründung für das Bedingungslose Grundeinkommen:
Ein Bedingungsloses Grundeinkommen fördert die Freiheit in der Wahl der 
persönlichen Lebensführung, bei der Gestaltung gesellschaftlicher Beziehungen 
und beim Eingehen sozialer und ökonomischer Kooperationen. Freiheit 
impliziert Verantwortungsübernahme in Solidarität.
Zugleich garantiert ein Bedingungsloses Grundeinkommen am besten 
körperliche Unversehrtheit und sichert neben den entsprechenden 
Sozialversicherungen und sozialen Diensten gegen existenzielle Risiken wie 
Krankheit und Verlust des Arbeitsplatzes ab.

Artikel 8



Schutz personenbezogener Daten
(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden  
personenbezogenen Daten.

Begründung   für das Bedingungslose Grundeinkommen  :  
Da das Bedingungslose Grundeinkommen im Gegensatz zu 
Mindesteinkommenssystemen nur sehr wenig personenbezogene Daten für die 
Auszahlung des Transfers benötigt, ist der Schutz der die Person betreffenden 
Daten am besten gewährleistet. Außerdem werden durch das Bedingungslose 
Grundeinkommen sozialadministrative Überprüfungen von Lebenssituationen 
bis in die Privatsphäre hinein, wie z. B. bei Mindesteinkommenssystemen, 
abgeschafft.

Artikel 15

Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten
(1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und einen frei gewählten oder  
angenommenen Beruf auszuüben.

Begründung   für das Bedingungslose Grundeinkommen  :  
Das Bedingungslose Grundeinkommen erleichtert es, einen frei gewählten oder 
angenommen Beruf auszuüben, weil es die existenzielle Not, die eine freie 
Wahl des Berufs beeinträchtigt, beseitigt. Außerdem schafft das 
Grundeinkommen administrative Zwänge vieler Mindesteinkommenssysteme 
ab, eine nicht frei gewählte Arbeit ergreifen zu müssen.

Artikel 34

Soziale Sicherheit und soziale Unterstützung
(1) Die Union anerkennt und achtet das Recht auf Zugang zu den Leistungen 
der sozialen Sicherheit und zu den sozialen Diensten, die in Fällen wie  
Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Pflegebedürftigkeit oder im Alter sowie  
bei Verlust des Arbeitsplatzes Schutz gewährleisten, nach Maßgabe des  
Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und 
Gepflogenheiten.
(2) Jede Person, die in der Union ihren rechtmäßigen Wohnsitz hat und ihren  
Aufenthalt rechtmäßig wechselt, hat Anspruch auf die Leistungen der sozialen  
Sicherheit und die sozialen Vergünstigungen nach dem Gemeinschaftsrecht  
und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.
(3) Um die soziale Ausgrenzung und die Armut zu bekämpfen, anerkennt und 
achtet die Union das Recht auf eine soziale Unterstützung und eine  
Unterstützung für die Wohnung, die allen, die nicht über ausreichende Mittel  
verfügen, ein menschenwürdiges Dasein sicherstellen sollen, nach Maßgabe 
des Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und  
Gepflogenheiten.

Begründung   für das Bedingungslose Grundeinkommen  :  



Das Bedingungslose Grundeinkommen gewährleistet neben den 
entsprechenden Sozialversicherungen und sozialen Diensten das Grundrecht 
auf soziale Sicherheit und soziale Unterstützung am besten, da alle es 
bekommen und so niemand ausgegrenzt oder diskriminiert wird. 
Demgegenüber bewirken die bestehenden Mindesteinkommenssysteme 
aufgrund ihres stigmatisierenden Charakters zusätzlich Ausschlüsse von an 
sich zustehenden Leistungen. Eine vielfache Nichtinanspruchnahme, trotz 
begründeten Rechtsanspruches, ist die Folge.


